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Afghanistan

Unmittelbar nach Abschluss des 
„Joint Way Forward“ (JWF; https://bit.
ly/3jSGa6C) und des bilateralen Abkom-
mens zwischen Deutschland und Afgha-
nistan am 2. Oktober 2016 (https://bit.
ly/2GkW0t6) begannen die ersten Sam-
melabschiebungsflüge in das von Gewalt 
und Kämpfen erschütterte Afghanistan.

Abschiebungsdeal der EU 
mit Afghanistan

Im Zentrum des o.g. EU-Papiers stand 
nicht etwa die wirtschaftliche Entwicklung 
Afghanistans, sondern der Ausbau einer 
Abschiebungslogistik, um Rückführun-
gen nach Afghanistan zu erleichtern, unter 
anderem durch die Einführung eines Pass-
ersatzpapiers, um Geflüchtete abschie-
ben zu können und eines neuen, eigens 
für Rückführungen geschaffenen Terminals 
am Kabuler Flughafen. Auch sollten in den 
ersten sechs Monaten nicht mehr als 50 
Personen pro Flug abgeschoben werden, 
die Zahl der Flüge wurde jedoch nicht 
limitiert. Das Abkommen wurde am EU-
Parlament vorbei abgeschlossen und ist 
ohne rechtliche Bindung.

Zwischen 13. September 2016 und 30. 
März 2020 hat die EU mit 73 Frontex-
Charterflügen 1.844 Afghan*innen rück-
geführt (siehe Antwort der EU-Kom-
mission vom 24. Juli 2020, https://bit.
ly/2TOAfoQ). Zusätzlich wurden auf Lini-
enflügen zwischen 9. Mai 2019 und 30. 
März 2020 weitere 58 Afghan*innen mit 
Hilfe von Frontex rückgeführt; weitere 
mögliche Abschiebungen direkt aus den 
Mitgliedstaaten sind in der Antwort nicht 
enthalten.

Die EU schließt sogar Abschiebungen von 
jungen, unverheirateten Frauen sowie 
unbegleiteten Minderjährigen nicht aus 
(JWF, Seite 3) – und behält sich dies auch 

künftig vor. Bemühungen von afghanischer 
Seite in den Verhandlungen, diese Grup-
pen von Abschiebungen auszunehmen, 
blieben ohne Erfolg.

„Joint Way Forward“ wurde inzwischen 
bis zum Jahresende 2020 verlängert. Für 
die Zeit danach verhandelt die EU mit 
Afghanistan derzeit an einem weiteren 
Rückführungsdeal, um Abschiebungen in 
das gefährlichste Land der Welt weiter 
durchzusetzen.

Auch Deutschland schiebt 
in das Kriegsland ab

Die Abschiebungen aus Deutschland hatte 
die Bundesregierung gegenüber Afghanis-
tan w.o.g. mit einem eigenen Abkommen 
bilateral forciert. Seit Dezember 2016 
(https://bit.ly/3jRdLhs) starteten – bis auf 
wenige Ausnahmen – regelmäßig monatli-
che Sammelabschiebeflieger aus Deutsch-
land Richtung Kabul, zuletzt im März 
2020. Die Flüge sind seitdem pandemie-
bedingt auf Bitten der afghanischen Regie-
rung ausgesetzt, die Bundesregierung 
macht aus ihrer Eile, sie wieder anlaufen 
zu lassen (https://bit.ly/34PSpg8), jedoch 
keinen Hehl.

Lage für Abgeschobene 
gefährlich und prekär

Eine Beschränkung der Abschiebun-
gen auf Personen, die von Behörden-
seite als Straftäter, Gefährder oder soge-
nannte „Identitätsverweigerer“ einge-
stuft werden, hatte die Bundesregierung 
nur zeitweise unter dem Eindruck eines 
verheerenden Anschlags auf die deutsche 
Botschaft in Kabul Ende Mai 2018 (https://
bit.ly/2TLV5F9) eingeführt.

Seit Juni 2018 ist es den Bundesländern 
freigestellt, ob und, wenn ja, in welchem 
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Umfang sie sich an den schändlichen Sam-
melabschiebungen beteiligen. Von dieser 
Möglichkeit machen die Bundesländer 
in unterschiedlichem Maße Gebrauch 
(https://bit.ly/3oSMSxd). Familien, Frauen 
und Kinder werden faktisch bisher zwar 
nicht abgeschoben. Anders als oftmals 
öffentlich behauptet, handelt es sich bei 
dem Großteil der Abgeschobenen jedoch 
um Männer, die sich nichts zu Schulden 
haben kommen lassen, ihren Lebensmit-
telpunkt in Deutschland hatten und teil-
weise noch nie in Afghanistan waren. Und 
auch vor der Abschiebung von kranken 
Menschen in das Bürgerkriegsland wird 
nicht zurückgeschreckt. Deutschland hat 
auf insgesamt 33 vom Bund organisier-
ten Abschiebungsflügen 907 Menschen 
nach Afghanistan abgeschoben (https://bit.
ly/2Gkvlwv).

Eine Studie zur Situation von aus 
Deutschland abgeschobenen Afghanen 
aus 2019 (https://bit.ly/326AKio) belegt, 
dass die Betroffenen zumeist unmittel-
bar nach ihrer Ankunft Gewalt, Bedro-
hung und Elend ausgesetzt sind und sich 
in den meisten Fällen zur erneuten Flucht 
gezwungen sehen.

Hunderttausende 
Rückkehrer*innen und 
Binnenvertriebene 

Afghanistan versinkt weiter im Chaos. 
Das Land ist kaum in der Lage, Hun-
derttausende Afghan*innen, die Iran und 
Pakistan zwangsweise verlassen muss-
ten, zu versorgen. Allein seit Jahresbeginn 
2020 bis 19. September waren dies laut 
UNHCR rund 550.000 Menschen (https://
bit.ly/3kSIig2).

Auch die Türkei schiebt massiv nach 
Afghanistan ab. Exakte Zahlen gibt es 
nicht, aber eine Größenordnung: 2019 
waren laut OCHA mindestens 16.000 
Afghan*innen davon betroffen, IOM 
vermeldete bis Mitte November 2019 
(https://bit.ly/2TOCkBa) sogar rund 
24.000 Rückführungen von der Türkei 
nach Afghanistan. Die Türkei hatte die 
Abschiebung von 100.000 Afghan*innen 
in 2019 angedroht (Seite 28, OCHA-
Bericht), die Lage afghanischer Geflüchte-
ter im Land wird von Tag zu Tag prekärer.

Hinzu kommen weitere rund 185.000 
Binnenvertriebene seit Jahresbeginn 2020 
aufgrund von Konflikten und Gefechten in 
30 von 34 Provinzen des Landes (https://
bit.ly/2TQfEQI, Stand 27. September).

Gewalt in Afghanistan 
geht weiter 

Laut Global Peace Index 2020 (https://
bit.ly/3kSk3P5) ist Afghanistan bereits das 
zweite Jahr in Folge das unsicherste Land 
der Welt – noch vor Syrien. Der Halbjah-
resbericht 2020 der United Nations Assis-
tance Mission in Afghanistan (UNAMA, 
https://bit.ly/3oPVdBX) zeigt, dass die 
Gewalt in Afghanistan weiter ungebro-
chen ist und tausende zivile Opfer for-
dert. Zwar sei die Zahl mit insgesamt 
3.484 dokumentierten Toten und Ver-
letzten im Vergleicht zum Vorjahreszeit-
raum leicht rückläufig; UNAMA schreibt 
diese Entwicklung dem Rückzug der US-
Truppen und dem geringeren Anteil durch 
Anschläge und Gefechte mit Beteiligung 
des sogenannten Islamischen Staates (IS) 
zu.

Die Gewalt zwischen Taliban und den 
afghanischen Regierungskräften geht trotz 
innerafghanischer Verhandlungen seit 12. 
September in Doha jedoch unvermin-
dert weiter (siehe Beispiele https://bit.
ly/3oNs6PD und https://bit.ly/2HU5fkC). 
Dem Long War Journal (https://bit.
ly/3mKz3z5) zufolge sind 66 Prozent des 
Landes entweder in Taliban-Hand oder 
zwischen Taliban und den Regierungskräf-
ten umkämpft.

Corona-Pandemie 
verschärft die Lage 

Noch vor dem Ausbruch der Corona-
Pandemie war laut Schätzungen von 
OCHA mehr als ein Viertel der Bevölke-
rung Afghanistans auf humanitäre Hilfe 
angewiesen (9,4 von rund 38 Millionen). 
Wie das kaum existierende Gesundheits-
system in Afghanistan den Ausbruch von 
Covid-19 bewältigen soll, ist unklar.

Nach Recherchen der Wissenschaft-
lerin Friederike Stahlmann (https://bit.
ly/3oRzDgb) standen im März im Afghan-
Japan-Krankenhaus in Kabul, das zur nati-
onalen Anlaufstelle für behandlungsbe-
dürftige Corona-Patient*innen bestimmt 
wurde, lediglich 100 Betten zur Verfü-
gung. Zudem sei es nur möglich, vier (!) 
Patient*innen gleichzeitig mit Sauerstoff 
zu versorgen.

Die afghanische Regierung hatte zur Ein-
dämmung der Pandemie einen Lockdown 
bis einschließlich September beschlos-
sen. Der Lockdown hat unter anderem 
zur Folge, dass auch NGOs und humani-
täre Organisationen in ihrer Bewegungs-
freiheit eingeschränkt sind und daher 

ihre dringend benötigte Unterstützung 
nicht ankommt oder für die Betroffenen 
nicht erreichbar ist. In Folge der Maßnah-
men zur Eindämmung des Coronavirus 
haben zwei Millionen Afghan*innen ihre 
Jobs verloren, (https://bit.ly/35VOWfj), 
der Arbeitsmarkt für Tagelöhner, auf die 
das BAMF und deutsche Gerichte afgha-
nische Asylsuchende gerne verweisen, ist 
kaum existent. (Ausführliche Informatio-
nen über die Auswirkungen von Covid-
19 in Afghanistan gibt es hier: https://bit.
ly/3kUQqwD)

Keine Abschiebungen 
nach Afghanistan!

PRO ASYL erneuert die Forderung nach 
einem Abschiebungsstopp nach Afghanis-
tan. Abschiebungen in Kriegs- und Krisen-
gebiete darf es nicht geben. PRO ASYL 
unterstützt zudem das europaweite State-
ment des Europäischen Flüchtlingsrats 
(ECRE, https://bit.ly/2TMgQVn) gegen die 
Abschiebungspläne der EU für Afghanis-
tan.

Hinweis: 
Beratungsinfos für afghanische Flüchtlinge: https://
bit.ly/3oQDRow
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